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                         "  Vom Betreuer vor die Tür gesetzt " 

               Tücken in der nichtehelichen Lebensgemeinschaft

In nichtehelichen Lebensgemeinschaften leben häufig beide Partner gemeinsam in einer Immobilie (Hausgrundstück, Eigentumswohnung), die nur einem von beiden gehört. 

Die gemeinsame Nutzung ist dann oft weder durch einen Vertrag noch durch einen Grundbucheintrag abgesichert. Dies ist meist auch nicht gewollt, denn im Trennungsfall soll der Ex-Partner problemlos " vor die Tür gesetzt " werden können. 

Was allerdings kaum bekannt ist: 

Bei Geschäftsunfähigkeit des Partners, der Eigentümer der Immobilie ist, kann der andere Partner gezwungen werden, aus dem Haus/der Wohnung auszuziehen.

Wenn für einen solchen Fall keine Vorsorge getroffen worden ist, muss vom Amtsgericht ein Betreuer eingesetzt werden. Dieser hat die Rechte und Interessen des Eigentümers zu vertreten, der wegen seiner Pflegebedürftigkeit ins Heim umziehen musste. Dessen Interessen richten sich darauf, die Bezahlung der Kosten des Heimaufenthaltes sicherzustellen. Dazu muss häufig die Immobilie verkauft werden, um die Kosten durch den Kaufpreis bezahlen zu können. Zumindest muss in der Regel aber eine Vermietung vorgenommen werden, um regelmäßige Einnahmen zur Deckung der Heimkosten zu haben.

Um das Haus verkaufen oder vermieten zu können, kann der gerichtlich bestellte Betreuer den Lebensgefährten/die Lebensgefährtin zum sofortigen Auszug zwingen. Anders als Ehegatten sind Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft insofern nicht durch gesetzliche Vorschriften geschützt.

Jeder Ehegatte kann aus der Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinschaft (§ 1353 Abs. 1 BGB) ein Recht auf Mitbesitz an der ehelichen Wohnung herleiten, selbst wenn sie dem anderen Partner gehört. Dieses Recht kann er auch gegenüber einem gerichtlich bestellten Betreuer verteidigen. 

Anders bei nichtehelichen Lebensgemeinschaften: Hier erfolgt die Mitbenutzung der dem anderen Partner allein gehörenden Immobilie grundsätzlich allein auf der Basis einer rein tat-sächlichen Gestattung. Diese Gestattung kann jederzeit aufgehoben werden. 
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Die Aufhebung kann durch den Partner selbst, aber auch durch einen gerichtlich bestellten Betreuer erfolgen, der in seinem Aufgabenkreis (" Vermögenssorge ") als gesetzlicher Vertreter tätig wird (§ 1902 BGB). Auf die Interessen des in die Wohnung aufgenommenen Partners kommt es in diesem Zusammenhang nicht an. 

Der Bundesgerichtshof hat eine solche Verpflichtung zur Räumung durch die Lebenspartnerin in einem Fall bejaht (Urt. v. 30.04.2008), in dem der Lebenspartner/Eigentümer wegen einer Demenzerkrankung geschäftsunfähig geworden und ins Pflegeheim umgezogen war. Zuvor hatten beide Partner gemeinsam die Wohnung mehr als dreizehn Jahre lang bewohnt.

Der Bundesgerichtshof hat in seiner Entscheidung aber zugleich einen Weg aufgezeichnet, wie einer solchen Situation bzw. einer solchen Gefahr vorgebeugt werden kann:

Durch die Bestellung eines Wohnungsrechtes für den Lebenspartner, aufschiebend bedingt für den Fall des Umzugs des Eigentümers bzw. Partners in ein Pflegeheim. Zur Absicherung sollte dieses Recht im Grundbuch eingetragen werden.

Ein solches Wohnungsrecht ist für Betreuer und Erben verbindlich und erlischt erst mit dem Tod des Berechtigten (§§ 1090 Abs. 2, 1061 Satz 1 BGB).

Weniger Sicherheit bietet der Abschluss eines Mietvertrages, da hier insbesondere das Risiko einer Eigenbedarfskündigung nach Veräußerung oder Erbfall besteht. 

Eine weitere denkbare Vorsorgemaßnahme ist die Erteilung einer Vorsorgevollmacht an eine Vertrauensperson. Dadurch wird die Durchführung eines gerichtlichen Betreuungsverfahrens entbehrlich. Der Vertrauensperson kann untersagt werden, den Lebensgefährten aus dem Haus/der Wohnung zu weisen. Ggf. kann auch dem Lebensgefährten selbst die Vollmacht erteilt werden.

Die vorstehenden Ausführungen sollen deutlich machen, dass die Partner einer nichtehelichen Lebensgemeinschaft aufgerufen sind, selbst für den Fall der Not (auch für den Fall einer Trennung und des Todes !!!!) Vorsorge zu treffen und vertragliche Regelungen schriftlich festzulegen. 

Dabei sollten sich die Partner aber auf jeden Fall rechtlich beraten lassen. Es ist im Einzelfall schwer, die berechtigten Interessen (einerseits möglichst große Freiheit der Partner, andererseits möglichst gute Absicherung der Partner) unter einen Hut zu bringen.

